Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr. 2541 


Antrag 

der Fraktion der KPD 


betr. Freilassung der an Frankreich ausgelieferten 
deutschen Staatsangehörigen, Einsetzung eines 
Untersuchungsausschusses zur Überprüfung der 
Begleitumstände dieser Auslieferung und Schlie- 
ßung der Werbebüros für die Fremdenlegion 
usw. 


Dur Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird verpflichtet, bei der französischen Re- 
gierung die Aufhebung des von einem französischen Kriegsgericht 
gegen den ehemaligen Angehörigen der französischen Fremden- 
legion J a c k H o 1 s t e n ausgesprochenen Todesurteils sowie der gegen 
die ehemaligen Angehörigen der französischen Fremdenlegion 

Martin D u t s c h k (‘, 

Gerhard Wolter, 

Friedrich Fleutz, 

Siegfried Richter und 
Heinz M ü 1 1 e r 

verhängten Zuchthausstrafen bis zu zwanzig Jahren, die sofortige 
Freilassung der \ erurteilten und die Genehmigung zur Rückkehr 
in ihre Heimatorte bzw. nach Deutschland zu fordern. 

Es wird ein Untersuchungsausschuß nach Artikel 44 des Grund- 
gesetzes eingesetzt, der die Umstände der in West-Berlin erfolgten 
\ erhaftung dieser deutschen Staatsbürger überprüft. Insbesondere 
soll dieser Untersuchungsausschuß klären, 

1. welche Dienststelle der französischen Besatzungsmacht die Ver- 
haftung und Auslieferung dieser deutschen Staatsbürger gefordert 
hat, und wie der Verhaftungs- und Auslieferungsbefehl begrün- 
det worden ist, 

2. welche Organe des Westberliner Magistrats diesem Ersuchen auf 
\ erhaftung und Auslieferung dieser deutschen Staatsbürger statt- 
gegeben haben, und welche Organe der Westberliner Polizei die 
im britischen Sektor Berlins erfolgte V erhaftung durchgeführt 
haben. 


Drurk-: ßuchdruckerei R. Madel, Bonn, Argeianderstraße 8l 
AUeinvertrieb; Dr. Hans H^er, Andemadi, Br^te StmßeW 
und Wiesbaden, Nietudia^traße 1 



Der Bundestag fordert vom Westberliner Magistrat die Strafver- 
folgung aller für diese Verhaftung und Auslieferung verantwort- 
lichen Personen, insbesondere des für diesen Menschenraub haupt- 
verantwortlichen Polizeipräsidenten von W^estberlin Stumm, der 
die Auslieferung des zum Tode verurteilten Jack Holsten und des 
Martin Dutschke persönlich angeordnet hat. 

Die Bundesregierung wird verpflichtet, dem Bundestag Mitteilung 
darüber zu machen, unter welchen Umständen die Überführung 
dieser deutschen Staatsbürger in das französische Militärgefängnis 
Landau (Pfalz) erfolgt ist, und oh Amtsstellen und Polizeiorgane 
der Bundesregierung und von Ländern der Bundesrepublik 
an dieser Cbcrführung von West-Berlin nach Landau beteiligt 
waren. Gegebenenfalls sind diese Personen, gestützt auf Artikel 
16 des Grundgesetzes, der besagt, daß kein Deutscher an das Aus- 
land ausgeliefert werden darf, zur Ü^erantwortung zu ziehen. 

Die Bundesregierung wird verpflichtet, von den Hohen Kommis- 
saren die Einstellung der Werbung deutscher Staatsbürger für die 
Fremdenlegion oder für militärische Formationen anderer Länder 
und die sofortige Schließung aller auf dem Boden der Bundes- 
K publik bestehenden Werbebüros für den ausländischen Militär- 
dienst zu fordern. 


Bonn, den 3, September 1951 


lleiiner und Fraktion 



